
Wir haben - erlauben Sie doch mal das Gedankenexperiment: 
Ein Parlament hat einen Beschluß gefaßt, das braucht noch nicht 
mal in diesem Staate zu sein. Ein Parlament faßt einen Beschluß. 
Dann wird festgestellt, daß er an einem Punkt der Verfassung 
dieses Landes widerspricht. Dann ist doch nicht das Parlament, 
nur weil es den Beschluß gefaßt hat, auf alle Fälle im Recht. Das 
ist kein Rechtsstaat.

Deswegen denke ich, es muß geprüft werden. Wenn der Ver­
fassungsausschuß dazu kommt, zu sagen: Jawohl, es ist alles in 
Ordnung, und eine Beschlußempfehlung macht, dann werden 
wir darüber abstimmen. Sie können das entscheiden. Aber die 
Frage muß gestellt werden, und wenn die Frage nicht einfach im 
Plenum beantwortet wird - das ist nicht der Arbeitsstil dieses 
Hauses -, sondern im Ausschuß, sondern die Antwort in einem 
Ausschuß vorbereitet wird, dann muß dieser Ausschuß uns jetzt 
eine Antwort auf diese Frage vorbereiten. Ich denke, das geht 
nicht anders, das ist ein Beschluß des Präsidiums. Sie können ei­
gentlich nur noch beantragen, daß wir jetzt weiter andere Sa­
chen verhandeln. Dieser Punkt kann jetzt nicht weiter behandelt 
werden. - Bitte schön.

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Ich möchte den Geschäftsordnungsantrag stellen, daß wir mit 
Punkt 5 weiter verhandeln. Ich denke, ein Beschluß, der hier ge­
faßt worden ist, kann nicht in einen Ausschuß zurückverwiesen 

erden, um ihn auf Verfassungsmäßigkeit zu überprüfen.

(Beifall)

Wir haben kein Verfassungsgericht. Das ist im Grunde genom­
men Ihr Versäumnis, daß Sie eine Verfassung hier verhindert 
haben, nach der wir ein Verfassungsgericht hätten

(Beifall)

und solche Beschlüsse auf Verfassungsmäßigkeit überprüfen 
könnte. Die Rücküberweisung eines Beschlusses ist nicht mög­
lich.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es handelt sich nicht um eine Rücküberweisung. Erstens ein­
mal, Sie haben „Ihr“ gesagt, Sie haben mich angeredet. Und dann 
haben Sie gesagt, ich hätte die Verfassung verhindert. Also das 
muß ich bitte zurückweisen!

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

—/Ich würde das zurücknehmen, Herr Präsident. Herr Präsident, 
ich präzisiere, ich meine diese Kammer selbst. Sie hat sich an 
dieser Stelle die Möglichkeit verbaut.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Bitte bleiben wir bei unserem Prinzip. Wer es kann, möge ru­
hig bleiben.

(Beifall bei CDU/DA)

Es gehl, darum, daß eine Frage gestellt worden ist, und diese Fra­
ge nach der Rechtmäßigkeit muß beantwortet werden. Eher kann 
ich nicht, weiter verhandeln. Das hat nichts mit der Überweisung 
zu tun. Übrigens haben wir ja im Präsidium inzwischen beraten. 
Sie wissen ja, wie lange die Pause war. So lange haben wir darüber 
beraten, wie wir den Punkt weiter verhandeln können. Wir sind zu 
keinem Ergebnis gekommen. Das ist einfach so. Bitte schön.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Herr Präsident, der Beschluß, über den wir hier verhandeln 
wollen, ist von der Volkskammer vor etwa drei Stunden gefaßt

worden, mit einer großen Mehrheit. Es kann nicht angehen, daß 
ein bereits von dem Hohem Hause verabschiedeter Beschluß 
nur, weil drei Fraktionsvorsitzende, die Fraktionsvorsitzenden 
der PDS, CDU und von der F.D.P., nicht möchten, daß ihre Stasi­
mitarbeiter genannt werden, daß er zurückverwiesen wird.

(Pfuirufe, Unruhe, Beifall bei DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Herr Abgeordneter, das, was Sie gesagt haben, da müßte ich 
fragen, woher Sie das haben. Das ist eine Behauptung, die Sie 
durch nichts jetzt belegen können. Tut mir leid, Sie können das 
nicht belegen, und das stimmt auch so nicht. Ich bin dabei gewe­
sen bei der Sitzung und kann Ihnen sagen: So wie Sie es gesagt 
haben, stimmt es nicht.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Ich kann das belegen, daß das Gegenstand der Verhandlungen 
im Präsidium gewesen ist, wo ich nicht anwesend gewesen bin. 
Aber ich denke, in dieser Frage geht es nicht an. Es ist eine Frage 
des Überlebens für viele Menschen. Es geht nicht an, daß dieses 
Hohe Haus in seiner letzten ordentlichen Sitzung nicht die Ar­
beit zu Ende bringt, die gemacht werden muß. Wir müssen mit 
dieser Arbeit zu Ende kommen, Herr Präsident, und es geht 
nicht an - ich gestatte mir jetzt, hier auch einmal emotional zu 
werden -, es geht nicht an, daß wir in diesem Hohen Hause nicht 
den Mut und die Kraft haben, die Namen derjenigen öffentlich zu 
machen, die ein halbes Jahr mit uns zusammen gearbeitet ha­
ben, die aber doch von sich selbst gewußt haben, daß sie Mitaj - 
beiter des Staatssicherheitsdienstes sind. Ich stehe nicht dafür 
ein, diese Leute jetzt zu schützen. Sie hätten die Chance gehabt, 
sich nicht wählen zu lassen. Sie hätten die Chance gehabt jeder­
zeit zurückzutreten nach dem Beschluß Nr. 5. Sie hätten krank 
werden können, niemand hätte etwas gemerkt. Aber nun geht es 
wirklich nicht mehr an. Unser Volk wartet darauf!

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne, SPD und DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es ist der Antrag gestellt worden, jetzt ohne diese Prüfung ab­
geschlossen zu haben, beim Punkt 5 weiter zu verhandeln. Dar­
über muß abgestimmt werden. Das war ein ordentlicher Ge­
schäftsordnungsantrag. Wird zu diesem Geschäftsordnungsan­
trag noch das Wort gewünscht? Aber bitte nur kurze Stellung­
nahmen, wir müssen dann darüber abstimmen.

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Herr Präsident, ich möchte noch einmal ergänzen, weil mir 
vorhin emotionell etwas versperrt war, das zu begreifen. Unsere 
Fraktion bezweifelt, daß der Ausschuß das entsprechende Organ 
ist. um diese Verfassungsmäßigkeit dieses Beschlusses zu über­
prüfen.

Verstehen Sic, darin besteht der Konflikt. Wir haben kein Ver- 
fassungsgericht. Nur ein Verfassungsgericht allein wäre in der 
Lage, einen Beschluß der Legislative auf Verfassungsmäßigkeit 
zu überprüfen. Ein Ausschuß ist nicht das Organ. Das ist der ei­
gentliche Fakt, den wir hier zu bedenken geben, und deswegen 
der Geschäftsordnungsantrag, in Punkt 5 weiter zu verfahren.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Jetzt verstehe ich Ihren Einwand gut, weil Sie, glaube ich, 
dann nicht ganz genau zugehört haben. Es ist natürlich nicht so, 
daß der Ausschuß das entscheiden kann. Es kann nur hier ent­
schieden werden. Ein anderes Organ gibt es nicht.

(Unruhe im Saal)
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